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Strafgesetzbuch 

 

Begehung durch Unterlassung 

§ 2. Bedroht das Gesetz die Herbeiführung eines Erfolges mit Strafe, so ist auch strafbar, wer 

es unterläßt, ihn abzuwenden, obwohl er zufolge einer ihn im besonderen treffenden 

Verpflichtung durch die Rechtsordnung dazu verhalten ist und die Unterlassung der 

Erfolgsabwendung einer Verwirklichung des gesetzlichen Tatbildes durch ein Tun 

gleichzuhalten ist. 

 

Vorsatz 

§ 5. (1) Vorsätzlich handelt, wer einen Sachverhalt verwirklichen will, der einem gesetzlichen 

Tatbild entspricht; dazu genügt es, daß der Täter diese Verwirklichung ernstlich für möglich 

hält und sich mit ihr abfindet. 

(2) Der Täter handelt absichtlich, wenn es ihm darauf ankommt, den Umstand oder Erfolg zu 

verwirklichen, für den das Gesetz absichtliches Handeln voraussetzt. 

(3) Der Täter handelt wissentlich, wenn er den Umstand oder Erfolg, für den das Gesetz 

Wissentlichkeit voraussetzt, nicht bloß für möglich hält, sondern sein Vorliegen oder 

Eintreten für gewiß hält. 

 

Strafbarkeit vorsätzlichen und fahrlässigen Handelns 

§ 7. (1) Wenn das Gesetz nichts anderes bestimmt, ist nur vorsätzliches Handeln strafbar. 

(2) Eine schwerere Strafe, die an eine besondere Folge der Tat geknüpft ist, trifft den Täter 

nur, wenn er diese Folge wenigstens fahrlässig herbeigeführt hat. 

 

Behandlung aller Beteiligten als Täter 

§ 12. Nicht nur der unmittelbare Täter begeht die strafbare Handlung, sondern auch jeder, der 

einen anderen dazu bestimmt, sie auszuführen, oder der sonst zu ihrer Ausführung beiträgt. 

 

Eigenschaften und Verhältnisse des Täters 

§ 14. (1) Macht das Gesetz die Strafbarkeit oder die Höhe der Strafe von besonderen 

persönlichen Eigenschaften oder Verhältnissen des Täters abhängig, die das Unrecht der Tat 

betreffen, so ist das Gesetz auf alle Beteiligten anzuwenden, wenn diese Eigenschaften oder 
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Verhältnisse auch nur bei einem von ihnen vorliegen. Hängt das Unrecht der Tat jedoch 

davon ab, daß der Träger der besonderen persönlichen Eigenschaften oder Verhältnisse die 

Tat unmittelbar ausführt oder sonst in bestimmter Weise an ihr mitwirkt, so muß auch diese 

Voraussetzung erfüllt sein. (…) 

 

Strafbare Handlungen im Ausland, die ohne Rücksicht auf die Gesetze des Tatorts 

bestraft werden 

§ 64. (1) Die österreichischen Strafgesetze gelten unabhängig von den Strafgesetzen des 

Tatorts für folgende im Ausland begangene Taten: 

2. 

strafbare Handlungen, die jemand gegen einen österreichischen Beamten (§ 74 Abs. 1 Z 

4), einen österreichischen Amtsträger (§ 74 Abs. 1 Z 4a) oder einen österreichischen 

Schiedsrichter (§ 74 Abs. 1 Z 4c) während oder wegen der Vollziehung seiner Aufgaben 

und die jemand als österreichischer Beamter, österreichischer Amtsträger oder 

österreichischer Schiedsrichter begeht; 

2a. 
außer dem Fall der Z 2 strafbare Verletzungen der Amtspflicht, Korruption und verwandte 

strafbare Handlungen (§§ 302 bis 309), wenn 

a) der Täter zur Zeit der Tat Österreicher war oder 

b) 
die Tat zugunsten eines österreichischen Amtsträgers oder österreichischen 

Schiedsrichters begangen wurde; 

 

Gewerbsmäßige Begehung 

§ 70. Gewerbsmäßig begeht eine strafbare Handlung, wer sie in der Absicht vornimmt, sich 

durch ihre wiederkehrende Begehung eine fortlaufende Einnahme zu verschaffen. 

 

Andere Begriffsbestimmungen 

§ 74. (1) Im Sinn dieses Bundesgesetzes ist 

4. 

Beamter: jeder, der bestellt ist, im Namen des Bundes, eines Landes, eines 

Gemeindeverbandes, einer Gemeinde oder einer anderen Person des öffentlichen Rechtes, 

ausgenommen einer Kirche oder Religionsgesellschaft, als deren Organ allein oder 

gemeinsam mit einem anderen Rechtshandlungen vorzunehmen, oder sonst mit Aufgaben der 

Bundes-, Landes- oder Gemeindeverwaltung betraut ist; als Beamter gilt auch, wer nach 

einem anderen Bundesgesetz oder auf Grund einer zwischenstaatlichen Vereinbarung bei 

einem Einsatz im Inland einem österreichischen Beamten gleichgestellt ist; 

4a. Amtsträger: jeder, der 
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a. (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 61/2012) 

b. für den Bund, ein Land, einen Gemeindeverband, eine Gemeinde, für eine andere Person 

des öffentlichen Rechts, ausgenommen eine Kirche oder Religionsgesellschaft, für einen 

anderen Staat oder für eine internationale Organisation Aufgaben der Gesetzgebung, 

Verwaltung oder Justiz als deren Organ oder Dienstnehmer wahrnimmt, 

c. sonst im Namen der in lit. b genannten Körperschaften befugt ist, in Vollziehung der 

Gesetze Amtsgeschäfte vorzunehmen, oder 

d) als Organ oder Bediensteter eines Unternehmens tätig ist, an dem eine oder mehrere 

inländische oder ausländische Gebietskörperschaften unmittelbar oder mittelbar mit 

mindestens 50 vH des Stamm-, Grund- oder Eigenkapitals beteiligt sind, das eine solche 

Gebietskörperschaft allein oder gemeinsam mit anderen solchen Gebietskörperschaften 

betreibt oder durch finanzielle oder sonstige wirtschaftliche oder organisatorische 

Maßnahmen tatsächlich beherrscht, jedenfalls aber jedes Unternehmens, dessen Gebarung der 

Überprüfung durch den Rechnungshof, dem Rechnungshof gleichartige Einrichtungen der 

Länder oder einer vergleichbaren internationalen oder ausländischen Kontrolleinrichtung 

unterliegt. 

4b. Gemeinschaftsbeamter: jeder, der Beamter oder Vertragsbediensteter im Sinne des Statuts 

der Beamten der Europäischen Gemeinschaften oder der Beschäftigungsbedingungen für die 

sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften ist oder der den Europäischen 

Gemeinschaften von den Mitgliedstaaten oder von öffentlichen oder privaten Einrichtungen 

zur Verfügung gestellt wird und dort mit Aufgaben betraut ist, die den Aufgaben der Beamten 

oder sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften entsprechen; 

Gemeinschaftsbeamte sind auch die Mitglieder von Einrichtungen, die nach den Verträgen 

zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften errichtet wurden, und die Bediensteten 

dieser Einrichtungen, die Mitglieder der Kommission, des Europäischen Parlaments, des 

Gerichtshofs und des Rechnungshofs der Europäischen Gemeinschaften sowie die 

Organwalter und Bediensteten des Europäischen Polizeiamtes (Europol); 

4c. Schiedsrichter: jeder Entscheidungsträger eines Schiedsgerichtes im Sinne der §§ 577 ff 

ZPO mit Sitz im Inland oder noch nicht bestimmtem Sitz (österreichischer Schiedsrichter) 

oder mit Sitz im Ausland; 

 

 

Betrug 

§ 146. Wer mit dem Vorsatz, durch das Verhalten des Getäuschten sich oder einen Dritten 

unrechtmäßig zu bereichern, jemanden durch Täuschung über Tatsachen zu einer Handlung, 

Duldung oder Unterlassung verleitet, die diesen oder einen anderen am Vermögen schädigt, 

ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu 

bestrafen. 

 

Schwerer Betrug 

http://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=BgblAuth&Dokumentnummer=BGBLA_2012_I_61
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§ 147. (1) Wer einen Betrug begeht, indem er zur Täuschung 

1. 

eine falsche oder verfälschte Urkunde, ein falsches, verfälschtes oder entfremdetes unbares 

Zahlungsmittel, falsche oder verfälschte Daten, ein anderes solches Beweismittel oder ein 

unrichtiges Meßgerät benützt, 

2. 
ein zur Bezeichnung der Grenze oder des Wasserstands bestimmtes Zeichen unrichtig setzt, 

verrückt, beseitigt oder unkenntlich macht oder 

3. sich fälschlich für einen Beamten ausgibt, 

ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(1a) Ebenso ist zu bestrafen, wer einen Betrug mit mehr als geringem Schaden begeht, indem 

er über die Anwendung eines verbotenen Wirkstoffs oder einer verbotenen Methode nach der 

Anlage der Anti-Doping-Konvention, BGBl. Nr. 451/1991, zu Zwecken des Dopings im 

Sport täuscht. 

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer einen Betrug mit einem 3 000 Euro übersteigenden Schaden 

begeht. 

(3) Wer durch die Tat einen 50 000 Euro übersteigenden Schaden herbeiführt, ist mit 

Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

 

Gewerbsmäßiger Betrug 

§ 148. Wer einen Betrug gewerbsmäßig begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis 

zu fünf Jahren, wer jedoch einen schweren Betrug in der Absicht begeht, sich durch dessen 

wiederkehrende Begehung eine fortlaufende Einnahme zu verschaffen, ist mit Freiheitsstrafe 

von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

 

Untreue 

§ 153. (1) Wer die ihm durch Gesetz, behördlichen Auftrag oder Rechtsgeschäft eingeräumte 

Befugnis, über fremdes Vermögen zu verfügen oder einen anderen zu verpflichten, 

wissentlich mißbraucht und dadurch dem anderen einen Vermögensnachteil zufügt, ist mit 

Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Wer durch die Tat einen 3 000 Euro übersteigenden Schaden herbeiführt, ist mit 

Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, wer einen 50 000 Euro übersteigenden Schaden herbeiführt, 

mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

 

Geschenkannahme durch Machthaber 

§ 153a. Wer für die Ausübung der ihm durch Gesetz, behördlichen Auftrag oder 

Rechtsgeschäft eingeräumten Befugnis, über fremdes Vermögen zu verfügen oder einen 

http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1991_451_0/1991_451_0.pdf
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anderen zu verpflichten, einen nicht bloß geringfügigen Vermögensvorteil angenommen hat 

und pflichtwidrig nicht abführt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

Vorenthalten von Dienstnehmerbeiträgen zur Sozialversicherung 

§ 153c. (1) Wer als Dienstgeber Beiträge eines Dienstnehmers zur Sozialversicherung dem 

berechtigten Versicherungsträger vorenthält, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu 

bestrafen. 

(2) Trifft die Pflicht zur Einzahlung der Beiträge eines Dienstnehmers zur Sozialversicherung 

eine juristische Person oder eine Personengemeinschaft ohne Rechtspersönlichkeit, so ist 

Abs. 1 auf alle natürlichen Personen anzuwenden, die dem zur Vertretung befugten Organ 

angehören. Dieses Organ ist berechtigt, die Verantwortung für die Einzahlung dieser Beiträge 

einzelnen oder mehreren Organmitgliedern aufzuerlegen; ist dies der Fall, findet Abs. 1 nur 

auf sie Anwendung. 

(3) Der Täter ist nicht zu bestrafen, wenn er bis zum Schluss der Verhandlung 

1. die ausstehenden Beiträge zur Gänze einzahlt oder 

2. 
sich dem berechtigten Sozialversicherungsträger gegenüber vertraglich zur 

Nachentrichtung der ausstehenden Beiträge binnen einer bestimmten Zeit verpflichtet. 

(4) Die Strafbarkeit lebt wieder auf, wenn der Täter seine nach Abs. 3 Z 2 eingegangene 

Verpflichtung nicht einhält. 

 

Betrügerisches Vorenthalten von Sozialversicherungsbeiträgen und Zuschlägen nach 

dem Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz 

§ 153d. (1) Wer als Dienstgeber Beiträge zur Sozialversicherung dem berechtigten 

Versicherungsträger oder Zuschläge nach dem Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz 

der Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse betrügerisch vorenthält, ist mit 

Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. Betrügerisch handelt, wer schon die 

Anmeldung zur Sozialversicherung oder die Meldung bei der Bauarbeiter-Urlaubs- und 

Abfertigungskasse mit dem Vorsatz vorgenommen hat, keine ausreichenden Beiträge oder 

Zuschläge zu leisten. 

(2) Wer Beiträge oder Zuschläge in einem 50 000 Euro übersteigenden Ausmaß vorenthält, ist 

mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(3) Nach Abs. 1 und 2 ist gleich einem Dienstgeber zu bestrafen, wer die Tat als leitender 

Angestellter (§ 74 Abs. 3) einer juristischen Person oder einer Personengemeinschaft ohne 

Rechtspersönlichkeit, oder zwar ohne Einverständnis mit dem Dienstgeber, aber als dessen 

leitender Angestellter (§ 74 Abs. 3) begeht. 
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Organisierte Schwarzarbeit 

§ 153e. (1) Wer gewerbsmäßig 

1. 

Personen zur selbstständigen oder unselbstständigen Erwerbstätigkeit ohne die 

erforderliche Anmeldung zur Sozialversicherung oder ohne die erforderliche 

Gewerbeberechtigung anwirbt, vermittelt oder überlässt, 

2. 
eine größere Zahl illegal erwerbstätiger Personen (Z 1) beschäftigt oder mit der 

selbstständigen Durchführung von Arbeiten beauftragt oder 

3. 
in einer Verbindung einer größeren Zahl illegal erwerbstätiger Personen (Z 1) führend tätig 

ist, 

ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

(2) Nach Abs. 1 ist auch zu bestrafen, wer eine der dort genannten Handlungen als leitender 

Angestellter (§ 74 Abs. 3) einer juristischen Person oder einer Personengemeinschaft ohne 

Rechtspersönlichkeit begeht. 

 

Wettbewerbsbeschränkende Absprachen bei Vergabeverfahren 

§ 168b. (1) Wer bei einem Vergabeverfahren einen Teilnahmeantrag stellt, ein Angebot legt 

oder Verhandlungen führt, die auf einer rechtswidrigen Absprache beruhen, die darauf abzielt, 

den Auftraggeber zur Annahme eines bestimmten Angebots zu veranlassen, ist mit 

Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(2) Nach Abs. 1 ist nicht zu bestrafen, wer freiwillig verhindert, dass der Auftraggeber das 

Angebot annimmt oder dieser seine Leistung erbringt. Wird ohne Zutun des Täters das 

Angebot nicht angenommen oder die Leistung des Auftraggebers nicht erbracht, so wird er 

straflos, wenn er sich freiwillig und ernsthaft bemüht, die Annahme des Angebots oder das 

Erbringen der Leistung zu verhindern. 

 

Strafbare Verletzungen der Amtspflicht, Korruption und verwandte strafbare 

Handlungen 

Mißbrauch der Amtsgewalt 

§ 302. (1) Ein Beamter, der mit dem Vorsatz, dadurch einen anderen an seinen Rechten zu 

schädigen, seine Befugnis, im Namen des Bundes, eines Landes, eines Gemeindeverbandes, 

einer Gemeinde oder einer anderen Person des öffentlichen Rechtes als deren Organ in 

Vollziehung der Gesetze Amtsgeschäfte vorzunehmen, wissentlich mißbraucht, ist mit 

Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(2) Wer die Tat bei der Führung eines Amtsgeschäfts mit einer fremden Macht oder einer 

über- oder zwischenstaatlichen Einrichtung begeht, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu 

zehn Jahren zu bestrafen. Ebenso ist zu bestrafen, wer durch die Tat einen 50 000 Euro 

übersteigenden Schaden herbeiführt. 
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Bestechlichkeit 

§ 304. (1) Ein Amtsträger oder Schiedsrichter, der für die pflichtwidrige Vornahme oder 

Unterlassung eines Amtsgeschäfts einen Vorteil für sich oder einen Dritten fordert, annimmt 

oder sich versprechen lässt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. Ebenso ist 

zu bestrafen, wer als von einem Gericht oder einer anderen Behörde für ein bestimmtes 

Verfahren bestellter Sachverständiger für die Erstattung eines unrichtigen Befundes oder 

Gutachtens einen Vorteil für sich oder einen Dritten fordert, annimmt oder sich versprechen 

lässt. 

(2) Wer die Tat in Bezug auf einen 3.000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils begeht, ist 

mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen, wer jedoch die Tat in 

Bezug auf einen 50.000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils begeht, ist mit Freiheitsstrafe 

von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

 

Vorteilsannahme 

§ 305. (1) Ein Amtsträger oder Schiedsrichter, der für die pflichtgemäße Vornahme oder 

Unterlassung eines Amtsgeschäfts für sich oder einen Dritten einen Vorteil fordert oder einen 

ungebührlichen Vorteil (Abs. 4) annimmt oder sich versprechen lässt, ist mit Freiheitsstrafe 

bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

(2) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 61/2012) 

(3) Wer die Tat in Bezug auf einen 3.000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils begeht, ist 

mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen, wer jedoch die Tat in Bezug auf einen 

50.000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs 

Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(4) Keine ungebührlichen Vorteile sind 

1. 

Vorteile, deren Annahme gesetzlich erlaubt ist, oder die im Rahmen von Veranstaltungen 

gewährt werden, an deren Teilnahme ein amtlich oder sachlich gerechtfertigtes Interesse 

besteht, 

2. 
Vorteile für gemeinnützige Zwecke (§ 35 BAO), auf deren Verwendung der Amtsträger 

oder Schiedsrichter keinen bestimmenden Einfluss ausübt, sowie 

3. 
in Ermangelung von Erlaubnisnormen im Sinne der Z 1 orts- oder landesübliche 

Aufmerksamkeiten geringen Werts, es sei denn, dass die Tat gewerbsmäßig begangen wird. 

 

Vorteilsannahme zur Beeinflussung 

§ 306. (1) Ein Amtsträger oder Schiedsrichter, der außer in den Fällen der §§ 304 und 305 mit 

dem Vorsatz, sich dadurch in seiner Tätigkeit als Amtsträger beeinflussen zu lassen, für sich 

oder einen Dritten einen Vorteil fordert oder einen ungebührlichen Vorteil (§ 305 Abs. 4) 

annimmt oder sich versprechen lässt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

http://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=BgblAuth&Dokumentnummer=BGBLA_2012_I_61


8 
 

(2) Wer die Tat in Bezug auf einen 3 000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils begeht, ist 

mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, wer die Tat in Bezug auf einen 50 000 Euro 

übersteigenden Wert des Vorteils begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 

Jahren zu bestrafen. 

(3) Wer lediglich einen geringfügigen Vorteil annimmt oder sich versprechen lässt, ist nach 

Abs. 1 nicht zu bestrafen, es sei denn, dass die Tat gewerbsmäßig begangen wird. 

 

Bestechung 

§ 307. (1) Wer einem Amtsträger oder Schiedsrichter für die pflichtwidrige Vornahme oder 

Unterlassung eines Amtsgeschäfts einen Vorteil für ihn oder einen Dritten anbietet, verspricht 

oder gewährt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. Ebenso ist zu bestrafen, 

wer einem Sachverständigen (§ 304 Abs. 1) für die Erstattung eines unrichtigen Befundes 

oder Gutachtens einen Vorteil für ihn oder einen Dritten anbietet, verspricht oder gewährt. 

(2) Wer die Tat in Bezug auf einen 3.000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils begeht, ist 

mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen, wer jedoch die Tat in 

Bezug auf einen 50.000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils begeht, ist mit Freiheitsstrafe 

von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

 

Vorteilszuwendung 

§ 307a. (1) Wer einem Amtsträger oder Schiedsrichter für die pflichtgemäße Vornahme oder 

Unterlassung eines Amtsgeschäfts einen ungebührlichen Vorteil (§ 305 Abs. 4) für ihn oder 

einen Dritten anbietet, verspricht oder gewährt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu 

bestrafen. 

(2) Wer die Tat in Bezug auf einen 3.000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils begeht, ist 

mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen, wer jedoch die Tat in Bezug auf einen 

50.000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs 

Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

 

Vorteilszuwendung zur Beeinflussung 

§ 307b. (1) Wer außer in den Fällen der §§ 307 und 307a einem Amtsträger oder 

Schiedsrichter einen ungebührlichen Vorteil (§ 305 Abs. 4) für ihn oder einen Dritten mit dem 

Vorsatz anbietet, verspricht oder gewährt, ihn dadurch in seiner Tätigkeit als Amtsträger zu 

beeinflussen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

(2) Wer die Tat in Bezug auf einen 3 000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils begeht, ist 

mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen, wer jedoch die Tat in Bezug auf einen 

50 000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs 

Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 
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Verbotene Intervention 

§ 308. (1) Wer für sich oder einen Dritten dafür einen Vorteil fordert, annimmt oder sich 

versprechen lässt, dass er einen ungebührlichen Einfluss auf die Entscheidungsfindung eines 

Amtsträgers oder eines Schiedsrichters nehme, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu 

bestrafen. 

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer einem anderen dafür einen Vorteil anbietet, verspricht oder 

gewährt, dass dieser einen ungebührlichen Einfluss auf die Entscheidungsfindung eines 

Amtsträgers oder eines Schiedsrichters nehme. 

(3) Wer die Tat in Bezug auf einen 3 000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils begeht, ist 

mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. Wer die Tat in Bezug auf einen 50 000 

Euro übersteigenden Wert des Vorteils begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis 

zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(4) Eine Einflussnahme auf die Entscheidungsfindung eines Amtsträgers oder Schiedsrichters 

ist dann ungebührlich, wenn sie auf die pflichtwidrige Vornahme oder Unterlassung eines 

Amtsgeschäfts abzielt oder mit dem Anbieten, Versprechen oder Gewähren eines 

ungebührlichen Vorteils (§ 305 Abs. 4) für den Amtsträger oder für ihn an einen Dritten 

verbunden ist. 

(5) Der Täter ist nicht nach den vorstehenden Absätzen zu bestrafen, wenn die Tat nach einer 

anderen Bestimmung mit strengerer Strafe bedroht ist. 

 

Geschenkannahme und Bestechung von Bediensteten oder Beauftragten 

§ 309. (1) Ein Bediensteter oder Beauftragter eines Unternehmens, der im geschäftlichen 

Verkehr für die pflichtwidrige Vornahme oder Unterlassung einer Rechtshandlung von einem 

anderen für sich oder einen Dritten einen Vorteil fordert, annimmt oder sich versprechen lässt, 

ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer einem Bediensteten oder Beauftragten eines Unternehmens 

im geschäftlichen Verkehr für die pflichtwidrige Vornahme oder Unterlassung einer 

Rechtshandlung für ihn oder einen Dritten einen Vorteil anbietet, verspricht oder gewährt. 

(3) Wer die Tat in Bezug auf einen 3 000 Euro übersteigenden Vorteil begeht, ist mit 

Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, übersteigt der Vorteil jedoch 50 000 Euro mit Freiheitsstrafe 

von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

 

Verletzung des Amtsgeheimnisses 

§ 310. (1) Ein Beamter oder ehemaliger Beamter, der ein ihm ausschließlich kraft seines 

Amtes anvertrautes oder zugänglich gewordenes Geheimnis offenbart oder verwertet, dessen 

Offenbarung oder Verwertung geeignet ist, ein öffentliches oder ein berechtigtes privates 

Interesse zu verletzen, ist, wenn die Tat nicht nach einer anderen Bestimmung mit strengerer 

Strafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 
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(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer als Mitglied eines Ausschusses gemäß Art. 53 B-VG bzw. 

eines nach Art. 52a B-VG eingesetzten ständigen Unterausschusses oder als zur Anwesenheit 

bei deren Verhandlungen Berechtigter ein ihm in vertraulicher Sitzung zugänglich 

gewordenes Geheimnis offenbart oder verwertet, dessen Offenbarung oder Verwertung 

geeignet ist, ein öffentliches oder ein berechtigtes privates Interesse zu verletzen. 

(2a) Ebenso ist zu bestrafen, wer - sei es auch nach seinem Ausscheiden aus dem Amt oder 

Dienstverhältnis - als Organwalter oder Bediensteter des Europäischen Polizeiamtes 

(Europol), als Verbindungsbeamter oder als zur Geheimhaltung besonders Verpflichteter 

(Art. 32 Abs. 2 des Europol-Übereinkommens, BGBl. III Nr. 123/1998) eine Tatsache oder 

Angelegenheit offenbart oder verwertet, die ihm ausschließlich kraft seines Amtes oder seiner 

Tätigkeit zugänglich geworden ist und deren Offenbarung oder Verwertung geeignet ist, ein 

öffentliches oder ein berechtigtes privates Interesse zu verletzen. 

(3) Offenbart der Täter ein Amtsgeheimnis, das verfassungsgefährdende Tatsachen (§ 252 

Abs. 3) betrifft, so ist er nur zu bestrafen, wenn er in der Absicht handelt, private Interessen 

zu verletzen oder der Republik Österreich einen Nachteil zuzufügen. Die irrtümliche 

Annahme verfassungsgefährdender Tatsachen befreit den Täter nicht von Strafe. 

 

Strafbare Handlungen unter Ausnützung einer Amtsstellung 

§ 313. Wird eine auch sonst mit Strafe bedrohte vorsätzliche Handlung von einem Beamten 

unter Ausnützung der ihm durch seine Amtstätigkeit gebotenen Gelegenheit begangen, so 

kann bei ihm das Höchstmaß der angedrohten Freiheitsstrafe oder Geldstrafe um die Hälfte 

überschritten werden. Doch darf die zeitliche Freiheitsstrafe die Dauer von zwanzig Jahren 

nicht überschreiten. 

 

 

 

 

http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1998_123_3/1998_123_3.pdf

